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bestraft oder innerhalb des letzten Jahres von einem gesellschaftlichen Organ der 
Rechtspflege strafrechtlich zur Verantwortung gezogen worden ist oder durch 
eine Handlung nach Absatz 2 eine Gemeingefahr fahrlässig verursacht, kann er 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft werden.

§201

Unbefugte Benutzung von Fahrzeugen

(1) Wer Kraftfahrzeuge, Wasser-, Luft- oder Schienenfahrzeuge, zu deren 
Führung eine Erlaubnis erforderlich ist, gegen den Willen des Berechtigten benutzt, 
wird von einem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege zur Verantwortung 
gezogen oder mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf Bewährung 
oder mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr bestraft.

(2) Wurde der Täter bereits wegen unbefugter Benutzung von Fahrzeugen 
bestraft oder innerhalb des letzten Jahres von einem gesellschaftlichen Organ der 
Rechtspflege strafrechtlich zur Verantwortung gezogen, kann er mit Freiheits­
strafe bis zu zwei Jahren bestraft werden.

(3) Der Versuch ist strafbar.
A n m e r k u n g :  Die unbefugte Benutzung von Fahrrädern, Wasserfahrzeugen 

oder anderen Fahrzeugen, zu deren Führung keine Erlaubnis erforderlich ist, 
kann als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden.13

4. ABSCHNITT 

Straftaten gegen den Nachrichtenverkehr

§202

Verletzung des Post- und Fernmeldegeheimnisses

Wer als Mitarbeiter oder Beauftragter der Deutschen Post unbefugt Briefsen­
dungen oder Telegramme während der Beförderung öffnet oder den Inhalt von 
Nachrichten, die der Deutschen Post anvertraut sind, Nichtberechtigten mitteilt, 
wird von einem gesellschaftlichen Organ der Rechtspflege zur Verantwortung 
gezogen oder mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, Verurteilung auf Bewährung 
oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft.

§203

Nachrichtenunterdrückung

Wer als Mitarbeiter oder Beauftragter der Deutschen Post dieser zur Beför­
derung anvertraute Briefsendungen, Telegramme oder zur Übermittlung anver-

13. Vgl. § 13 der VO über Ordnungswidrigkeiten vom 16. 5. 1968 (GBl. II S. 359; Ber. S. 827),
abgedruckt unter Reg.-Nr. 12.


